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Kleine Anfrage 8472 
 
der Abgeordneten Franziska Müller-Rech    FDP 
 
 
Warum lässt die Landesregierung Lehrkräfte in Leverkusen mit nicht mehr 
datenschutzkonformen Dienst-iPads allein? 
 
 
Mit der Kleinen Anfrage 6877 vom 17. Dezember 2025 hat die FDP-Landtagsfraktion bereits 
den technischen Zustand der dienstlichen Endgeräte für Lehrkräfte an den nordrhein-
westfälischen Schulen thematisiert. Anlass waren Berichte über veraltete Geräte, fehlende 
Sicherheitsupdates und technische Einschränkungen im schulischen Alltag. Die 
Landesregierung bestätigte in ihrer Antwort, dass die im Rahmen des Förderprogramms 
„Dienstliche Endgeräte für Lehrkräfte“ bereitgestellten Geräte überwiegend in den Jahren 2020 
und 2021 beschafft wurden. Insgesamt waren über das Förderprogramm 216.333 Endgeräte 
angeschafft worden. 
 
Die Landesregierung konnte jedoch weder beziffern, wie viele dieser Geräte das Ende ihres 
technischen Lebenszyklus erreicht haben, noch wie viele Geräte den technischen 
Mindestanforderungen nicht mehr entsprechen. Auch über mögliche Inkompatibilitäten mit 
digitalen Anwendungen lagen ihr nach eigener Aussage keine Erkenntnisse vor. Statt ein 
Konzept für die Modernisierung vorzulegen, verwies sie auf die Verantwortung der Schulträger 
nach Ablauf der vierjährigen Zweckbindungsfrist sowie auf noch ausstehende Planungen zum 
DigitalPakt 2.0. 
 
Nun zeigen Informationen aus Leverkusener Schulen, dass die damals beschriebenen Risiken 
bereits konkrete Folgen haben. In einer Zuschrift wurde uns beschrieben, dass dienstliche 
iPads dort teilweise nicht mehr mit aktuellen Betriebssystem- oder Sicherheitsupdates 
ausgestattet werden können. Die Verarbeitung personenbezogener Daten soll auf solchen 
Geräten deshalb nicht mehr zulässig sein. Betroffen seien zentrale schulische Tätigkeiten wie 
die Notenverwaltung, das Führen digitaler Klassenbücher oder die Kommunikation mit 
Schülerinnen, Schülern und Eltern. 
Eine weitere Nutzung der betroffenen Geräte komme demnach lediglich für Tätigkeiten ohne 
personenbezogene Daten in Betracht. Lehrkräfte sollen als vorübergehende Ersatzlösung 
personenbezogene Daten auf privaten Endgeräten verarbeiten. Hierfür sei eine schriftliche 
Genehmigung der Schulleitung sowie der Nachweis ausreichender technischer 
Schutzmaßnahmen erforderlich. 
 
Der Fall in Leverkusen verdeutlicht, dass fehlende Kenntnisse über den Zustand der Geräte 
keine abstrakte statistische Lücke darstellen. Wenn dienstliche Geräte ihre wesentlichen 
Funktionen nicht mehr datenschutzkonform erfüllen, werden Schulen und Lehrkräfte mit 
erheblichen rechtlichen, technischen sowie organisatorischen Problemen allein gelassen. Die 
einmalige Finanzierung digitaler Endgeräte reicht nicht aus; Erforderlich sind eine dauerhaft 
gesicherte Wartung, verlässlicher Support und rechtzeitige Ersatzbeschaffungen. 
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über die zuvor beschriebenen Probleme an 

dienstlichen iPads an Leverkusener Schulen und ggf. aus weiteren Kommunen? 
 
2. Welche konkreten Auswirkungen haben die eingeschränkten Nutzungsmöglichkeiten 

der dienstlichen iPads auf digitale Prozesse der Schulverwaltung? 
 
3. Wie bewertet die Landesregierung die Auswirkungen der technischen Einschränkungen 

der dienstlichen iPads auf die Unterrichtsgestaltung und -qualität an den Leverkusener 
Schulen? 

 
4. Wie bewertet die Landesregierung die vorübergehende Verarbeitung schulischer 

personenbezogener Daten auf privaten Endgeräten der Lehrkräfte? 
 
5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Lehrkräfte an den Schulen in 

Leverkusen (und überall dort, wo Dienstgeräte nicht mehr vollständig nutzbar sind) 
wieder voll digital arbeitsfähig zu machen? 

 
 
 
Franziska Müller-Rech 
 


